20. JULI 2023 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 13. Juni 2005 über die elektronische Kommunikation im Hinblick auf die Teilumsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen


(Belgisches Staatsblatt vom 11. Juni 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST WIRTSCHAFT, KMB, MITTELSTAND UND ENERGIE


20. JULI 2023 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 13. Juni 2005 über die elektronische Kommunikation im Hinblick auf die Teilumsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.

Es dient der Teilumsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen.


KAPITEL 2 - Abänderungen des Gesetzes vom 13. Juni 2005 über die elektronische Kommunikation


Art. 2 - Artikel 1 Absatz 2 des Gesetzes vom 13. Juni 2005 über die elektronische Kommunikation, zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 2021, wird durch eine Nr. 7 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"7. Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen."


Art. 3 - In Titel II Kapitel 5 desselben Gesetzes wird ein Artikel 38/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 38/1 - § 1 - Für den Besitz, das Inverkehrbringen, die Einfuhr oder den Eigentumserwerb folgender Funkanlagen gelten die vom König festgelegten Barrierefreiheitsanforderungen:

1. Hardwaresysteme und für diese Hardwaresysteme bestimmte Betriebssysteme für Universalrechner für Verbraucher,

2. Selbstbedienungszahlungsterminals,

3. Selbstbedienungsgeldautomaten,

4. Selbstbedienungsfahrausweisautomaten,

5. Selbstbedienungs-Check-in-Automaten,

6. interaktive Selbstbedienungsterminals zur Bereitstellung von Informationen (mit Ausnahme von Terminals, die als integrierte Bestandteile von Fahrzeugen, Luftfahrzeugen, Schiffen oder Schienenfahrzeugen eingebaut sind),

7. Verbraucherendgeräte mit interaktivem Leistungsumfang, die für elektronische Kommunikationsdienste verwendet werden,

8. Verbraucherendgeräte mit interaktivem Leistungsumfang, die für den Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten verwendet werden,

9. E-Book-Lesegeräte.

Die in Absatz 1 erwähnten Barrierefreiheitsanforderungen gelten nur insoweit, als deren Einhaltung:

1. keine wesentliche Änderung einer Funkanlage erfordert, die zu einer grundlegenden Veränderung der Wesensmerkmale der Funkanlage führt, und

2. zu keiner unverhältnismäßigen Belastung der Hersteller, Bevollmächtigten, Einführer und Händler im Hinblick auf die vom König festgelegten Kriterien führt.

Die Hersteller, Bevollmächtigten, Einführer und Händler nehmen eine Beurteilung vor, ob die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen eine der in Absatz 2 erwähnten Folgen nach sich zieht. Sie dokumentieren ihre Beurteilung und bewahren alle einschlägigen Ergebnisse für einen Zeitraum von fünf Jahren nach dem letzten Inverkehrbringen der betreffenden Funkanlage auf. Auf Verlangen des Instituts legen sie ihm eine Kopie der Beurteilung vor.

In Abweichung von Absatz 3 ist ein Unternehmen, das weniger als zehn Personen beschäftigt, das entweder einen Jahresumsatz von höchstens 2 Millionen EUR erzielt oder dessen Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 2 Millionen EUR beläuft und das mit Funkanlagen befasst ist, von der Anforderung, seine Beurteilung zu dokumentieren, ausgenommen. Auf Verlangen des Instituts übermittelt dasselbe Unternehmen, das entschieden hat, sich auf Absatz 2 zu berufen, dem Institut jedoch die für die in Absatz 3 erwähnte Beurteilung maßgeblichen Fakten.

§ 2 - Wenn Hersteller, Bevollmächtigte, Einführer und Händler zu Zwecken der Verbesserung der Barrierefreiheit nichteigene - öffentliche oder private - Mittel erhalten, sind sie nicht dazu berechtigt, sich auf das Bestehen einer in § 1 Absatz 2 Nr. 2 erwähnten unverhältnismäßigen Belastung zu berufen."


Art. 4 - In Titel IV Kapitel 3 Unterabschnitt 5 desselben Gesetzes wird Artikel 121/4, eingefügt durch das Gesetz vom 10. Juli 2012 und abgeändert durch das Gesetz vom 21. Dezember 2021, durch Paragraphen 3 bis 7 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 3 - Die Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste gestalten die elektronischen Kommunikationsdienste gemäß den Barrierefreiheitsanforderungen und machen sie für behinderte Endnutzer zugänglich.

Der König legt die Barrierefreiheitsanforderungen und ‑modalitäten fest.

§ 4 - Die in § 3 erwähnten Anforderungen gelten nicht für Übertragungsdienste zur Bereitstellung von Diensten der Maschine-Maschine-Kommunikation.

§ 5 - Unternehmen, die weniger als zehn Personen beschäftigen, die entweder einen Jahresumsatz von höchstens 2 Millionen EUR erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 2 Millionen EUR beläuft und die elektronische Kommunikationsdienste anbieten, sind von der Erfüllung der in § 3 erwähnten Barrierefreiheitsanforderungen und von allen Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Erfüllung dieser Anforderungen ausgenommen.

§ 6 ­ Die in § 3 erwähnten Barrierefreiheitsanforderungen gelten nur insoweit, als deren Einhaltung:

1. keine wesentliche Änderung einer Dienstleistung erfordert, die zu einer grundlegenden Veränderung der Wesensmerkmale der Dienstleistung führt, und

2. zu keiner unverhältnismäßigen Belastung der Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste im Hinblick auf die vom König festgelegten Kriterien führt.

Die Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste nehmen eine Beurteilung vor, ob die Einhaltung der in § 3 erwähnten Barrierefreiheitsanforderungen eine grundlegende Veränderung mit sich bringen würde oder aufgrund der vom König festgelegten einschlägigen Kriterien zu einer unverhältnismäßigen Belastung führen würde. Sie dokumentieren ihre Beurteilung und bewahren alle einschlägigen Ergebnisse für einen Zeitraum von fünf Jahren nach der letzten Erbringung einer Dienstleistung auf. Auf Verlangen des Instituts legen sie ihm eine Kopie der Beurteilung vor.

Die Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste führen diese Beurteilung für jede Dienstleistungskategorie oder -art erneut aus:

1. wenn die angebotene Dienstleistung verändert wird oder

2. auf Verlangen des Instituts und

3. mindestens aber alle fünf Jahre.

§ 7 - Wenn Anbieter elektronischer Kommunikationsdienste zu Zwecken der Verbesserung der Barrierefreiheit nichteigene - öffentliche oder private - Mittel erhalten, sind sie nicht dazu berechtigt, sich auf das Bestehen einer in § 6 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten unverhältnismäßigen Belastung zu berufen."


KAPITEL 3 - Schlussbestimmung


Art. 5 - Vorliegendes Gesetz tritt am 28. Juni 2025 in Kraft.


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 20. Juli 2023


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin des Fernmeldewesens und der Post
P. DE SUTTER

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
V. VAN QUICKENBORNE

